
Verfahren, die kinderreiche Familien betreffen, und die 
wiederholten Ehescheidungen.
Im Mittelpunkt einer systematischen Analysearbeit 
können z. B. folgende Fragen stehen:
— Aus welchen territorialen Bereichen, sozialen Grup­

pen und ggf. Betrieben kommen gehäuft Schei­
dungsklagen?

— Welche überholten Lebens- und Denkgewohnheiten 
liegen ehestörenden Verhaltensweisen gehäuft zu­
grunde?

— Welche Beziehungen bestehen zwischen ehestören­
den Faktoren und Mängeln in der Leitungstätigkeit 
von Betrieben und von staatlichen Organen (z. B. 
bei der Durchführung der Verordnung zur Unter­
stützung kinderreicher Familien) ?

— Welche konkreten Hinweise ergeben sich für eine 
wirksamere Ausgestaltung der Vorbereitung junger 
Menschen auf Ehe und Familie?

— Welche positiven Erfahrungen oder Mängel zeigen 
sich in der staatlichen und gesellschaftlichen Hilfe 
und Unterstützung für gefährdete Ehen?

— Welche Hinweise ergeben sich bei wiederholten 
Ehescheidungen für eine wirksamere Ausgestaltung 
der gerichtlichen und gesellschaftlichen erziehe­
rischen Einflußnahme?

— Welche Erkenntnisse ergeben sich zur Situation der 
von Familienkonflikten betroffenen Kinder?

In einer nicht geringen Anzahl von Verfahren, aber 
auch aus der Rechtsauskunftstätigkeit ergibt sich die 
Notwendigkeit der Einleitung und Förderung von Un- 
terstützungs- und Vorbeugungsmaßnahmen in den je­
weiligen Verantwortungsbereichen. Hierbei haben die 
Gerichte ihren Beitrag zur Entwicklung einer stabilen 
Zusammenarbeit mit Fachabteilungen der örtlichen 
Räte, den Ehe- und Familienberatungsstellen, Betrie­
ben und gesellschaftlichen Organisationen zu leisten. 
Dabei ist auch stärker die Kraft und Initiative der 
Schöffenkollektive in den Betrieben zu fördern und zu 
lenken.
4.5. Zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 

Zivilrechts
Auf- dem Gebiet des Zivilrechts zeigt sich eine erheb­
liche Anzahl von Verletzungen selbstverständlicher 
Pflichtanforderungen durch Bürger. Das spiegelt sich 
zu einem großen Teil in Wohnungsmietsachen, insbe­
sondere in Mietrückständen, wider. Die Erhöhung der 
Effektivität der zivilrechtlichen Rechtsprechung und 
sonstigen gerichtlichen Tätigkeit muß daher noch stär­
ker auf ihren Beitrag zur Beseitigung von Mietrück­
ständen, zur Aufdeckung und Überwindung von Kon­
flikten im Zusammenleben der Bürger, zur Gewähr­
leistung der mietrechtlichen Rechte und Pflichten der 
Bürger im Rahmen der Entwicklung der sozialistischen 
Lebensbedingungen konzentriert werden, ohne jedoch 
Probleme aus anderen Bereichen, die eine Eingliede­
rung der gerichtlichen Tätigkeit in die Lösung terri­
torialer Probleme erfordern (z. B. Handelsfragen), außer 
betracht zu lassen.
Die grundlegende inhaltliche Orientierung für die Ein­
gliederung der Rechtsprechung und sonstigen gericht­
lichen Tätigkeit in die komplex-territoriale Leitung der 
Entwicklung der Wohnbedingungen als eines wesent­
lichen Bestandteiles der Arbeits- und Lebensbedingun­
gen der Werktätigen vermittelt Abschn. V Ziff. 3 des 
Staatsratsbeschlusses zur Entwicklung sozialistischer 
Kommunalpolitik vom 16. April 1970.
In der Zusammenarbeit mit den örtlichen Leitungs­
organen kommt es insbesondere darauf an, aus den 
gemeinsamen Erfahrungen verallgemeinernde Schluß­
folgerungen zu ziehen und alle Fragen der Entwick­

lung sozialistischer Wohnverhältnisse im Zusammen­
hang mit den politischen, ökonomischen und kulturellen 
Aufgaben, die von den Volksvertretungen zu lösen sind, 
zu sehen. Dabei sind in der Praxis besonders folgende, 
die Zusammenarbeit erfordernde Problemkreise zu er­
kennen: Mietrückstände, Recht auf Wohnung (Mieter­
schutzgesetz, Wohnungsfragen nach Scheidung und 
während eines Ehekonflikts); Wohnungszustand, Werk­
wohnungen.
Bei Mietzahlungsverpflichtungen hat sich besonders ein 
kontinuierlicher und systematischer Erfahrungsaus­
tausch des Gerichts mit dem Rat und der KWV als eine 
gute Grundlage für die wirksame Bekämpfung der 
Rückstände bewährt. Inhalt einer solchen Zusammen­
arbeit sind u. a. „
— die konkrete Einschätzung der Mietrückstände, ihrer 

Ursachen und Tendenzen durch die KWV mit Unter­
stützung der Gerichte,

— die Einschätzung der Entwicklung der Rechtspre­
chung auf diesem Gebiet (die Ergebnisse aus der 
Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte und auch 
die Mahnverfahren eingeschlossen),

— die Analyse der Wirksamkeit von Maßnahmen zur 
Erhöhung der Zahlungsdisziplin der Bürger.

Zu den hieraus abzuleitenden Schlußfolgerungen kön­
nen z. B. gehören
— die Vorbereitung und Auswertung von Verfahren 

vor organisierter Öffentlichkeit und anderer Ver­
fahren von besonderer Bedeutung,

— die Koordinierung der Öffentlichkeitsarbeit,
— die Erörterung von effektiven Formen der Mitwir­

kung gesellschaftlicher Kräfte.
Die Verbindung mit der Nationalen Front bedarf dabei 
einer grundlegenden Verbesserung. Treten in bestimm­
ten Gebieten mietrechtliche Konflikte öfter auf, dann 
haben die Gerichte mit den zuständigen Ausschüssen
— bei Zahlungsrückständen im Zusammenwirken mit 
der KWV — diese Erscheinungen einzuschätzen und 
geeignete Maßnahmen zu ihrer Überwindung zu be­
raten. Dabei sind bestehende Hausgemeinschaftsleitun­
gen unmittelbar einzubeziehen. In viel stärkerem Maße ■ 
ist in diesem Zusammenhang auch über die Schöffen 
eine kontinuierliche Verbindung zwischen dem Gericht 
und den Wohnbezirksausschüssen der Nationalen Front 
zu gewährleisten. Das erfordert, daß die Schöffen über 
den Stand der Rechtsverwirklichung in ihrem Bereich 
und dabei auftretende Probleme orientiert sind und die 
Wohnbezirksausschüsse vom Gericht erfahren, welche 
Schöffen in ihrem Bereich wohnen.
Für den Beitrag der Gerichte zu einer wirksamen ge­
samtgesellschaftlichen Einflußnahme auf die Gestaltung 
der Wohnungsverhältnisse ist es notwendig, in den Ver­
fahren vor allem die Ursachen der Rückstände, die 
sozialen Verhältnisse des Mietschuldners sowie voran­
gegangene gesellschaftliche Einflußnahmen exakt zu er­
fassen, weil nur auf dieser Grundlage die Wirksamkeit 
des Einzelverfahrens und eine effektive analytische 
Tätigkeit gestaltet werden können. Eine stärkere Auf­
merksamkeit erfordert insgesamt die Entwicklung der 
Mahn- und Vollstreckungsverfahren. Diese liefern viel­
fach Ausgangspunkte für eine Einschätzung des Standes 
und der Veränderungen der Einstellung zur Erfüllung 
von Zahlungspflichten bzw. — was konkret im Zusam­
menwirken mit den jeweiligen Organen festzustellen 
ist — auch der Formen und Methoden des Reagierens 
auf mangelnde Zahlungsdisziplin in den verschiedenen 
gesellschaftlichen Bereichen. Diese Verfahren müssen 
daher ebenso wie Ergebnisse aus der Rechtsauskunfts­
tätigkeit noch stärker in Analysen zu konkreten Sach- 
komplexen einbezogen werden.
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